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BESCHLUSS DES GERICHTSHOFES
9. Juli 1991 *

In der Rechtssache C-250/90

Control Union Gesellschaft für Warenkontrolle mbH, Gesellschaft deutschen
Rechts, Bremen (Bundesrepublik Deutschland), Prozeßbevollmächtigter: Rechtsan­
walt F.-M. Hohrmann, Bremen, Zustellungsanschrift: Anwaltskanzlei Arendt und
Harles, 4, avenue Marie-Thérèse, Luxemburg,

Klägerin,

* Vcrfahrcnssprachc: Deutsch.
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gegen

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch U. Wölker, Juristi­
scher Dienst, als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter: G. Berardis, Juri­
stischer Dienst der Kommission, Centre Wagner, Luxemburg-Kirchberg,

Beklagte,

wegen Antrags, die Beklagte zu verurteilen, die Klägerin mit Koordinierungsauf­
gaben im Zusammenhang mit dem Versand sowie Kontrollen der Qualität und
Menge von Nahrungsmitteln in den Verschiffungshäfen der Europäischen Ge­
meinschaften zu betrauen, hilfsweise, die Beklagte zu verurteilen, die Klägerin un­
ter Aufhebung der Entscheidung vom 1. März 1990, mit der die Kommission ent­
schieden hatte, daß die Klägerin im Rahmen einer Ausschreibung nicht auszuwäh­
len sei, neu zu verbescheiden,

erläßt

DER GERICHTSHOF

unter Mitwirkung des Präsidenten O. Due, der Kammerpräsidenten G. F. Man­
cini, T. F. O'Higgins, J. C. Moitinho de Almeida, G. C. Rodríguez Iglesias und
M. Diez de Velasco, der Richter Sir Gordon Slynn, C. N. Kakouris, R. Joliét,
F. A. Schockweiler, F. Grévisse, M. Zuleeg und P. J. G. Kapteyn,

Generalanwalt: G. Tesauro
Kanzler: J.-G. Giraud

nach Anhörung des Generalanwalts,

folgenden
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CONTROL UNION / KOMMISSION

Beschluß

1 Die Control Union Gesellschaft für Warenkontrolle mbH (Klägerin) hat mit
Schriftsatz, der am 6. August 1990 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingereicht
wurde, Klage mit dem Antrag erhoben, die Beklagte zu verurteilen, die Klägerin
mit Koordinierungsaufgaben im Zusammenhang mit dem Versand sowie Kontrol­
len der Qualität und Menge von Nahrungsmitteln in den Verschiffungshäfen der
Europäischen Gemeinschaft zu betrauen, hilfsweise, die Beklagte zu verurteilen,
die Klägerin unter Aufhebung der Entscheidung vom 1. März 1990, mit der die
Kommission entschieden hatte, daß die Klägerin im Rahmen einer Ausschreibung
nicht auszuwählen sei, neu zu verbescheiden.

2 Im Mai 1987 veröffentlichte die Kommission eine „Ausschreibung zur Vorauswahl
von Unternehmen, die zu der künftigen beschränkten Ausschreibung betreffend
Koordinierungsaufgaben im Zusammenhang mit dem Versand sowie Kontrollen
der Qualität und Mengen von Nahrungsmitteln zugelassen werden" (ABl. C 127,
S. 2). Nach dieser Ausschreibung waren Ausführungsort für die Leistungen der
ausgewählten Unternehmen die Verschiffungshäfen in den Mitgliedstaaten der Ge­
meinschaft, die jeweiligen Löschhäfen sowie bestimmte Entladeorte im Inneren be­
günstigter Länder. Diese Ausschreibung betraf Maßnahmen im Rahmen der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 2200/87 der Kommission vom 8. Juli 1987 über allgemeine
Durchführungsbestimmungen für die Bereitstellung und Lieferung von Waren im
Rahmen der Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft (ABl. L 204, S. 1).

3 Die Klägerin nahm neben anderen Unternehmen an der Vorauswahl teil.

4 Am 22. Dezember 1987 teilte die Kommission der Klägerin mit, sie sei für die
Kontrolle der Lieferungen in den Verschiffungshäfen vorausgewählt. Da sie jedoch
nicht über Niederlassungen in den begünstigten Ländern verfüge, komme sie für
Kontrollaufgaben in den Löschhäfen sowie den Entladeorten nicht in Betracht.
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5 Am 20. Juni 1989 übersandte die Klägerin der Kommission eine Liste ihrer Nie­
derlassungen und Filialen in bestimmten begünstigten Ländern sowie eine Ver­
pflichtung, im Falle ihrer Auswahl Filialen in bestimmten anderen begünstigten
Ländern zu errichten.

6 Am 1. März 1990 teilte die Kommission der Klägerin mit, daß die Auswahl auf­
grund des überseeischen Filialnetzes der Unternehmen vorgenommen worden sei.
Die Klägerin sei daher weder für die Kontrollaufgaben in den Verschiffungshäfen
noch in den Löschhäfen oder Entladeorten ausgewählt worden. Mit dieser Ent­
scheidung sei die Auswahlprozedur abgeschlossen.

7 Am 4. Mai 1990 erhob die Klägerin Einwände gegen die Begründung, mit der die
Kommission ihr Angebot abgelehnt hatte. Mit Schreiben vom 2. Juli 1990 hielt die
Kommission an ihrer Auffassung fest.

s Die Klägerin begründet ihre Klage mit mehreren Verfahrensfehlern bei der Aus­
wahl. Zum einen habe die Kommission gegen ihre eigene Ausschreibung versto­
ßen, indem sie ein schweizerisches Unternehmen ausgewählt habe, obwohl nach
der Ausschreibung nur juristische und natürliche Personen der Mitgliedstaaten hät­
ten teilnehmen können. Zum anderen habe die Kommission ein rechtlich und sach­
lich unmaßgebliches Kriterium verwandt, indem sie nur Unternehmen für die Kon­
trollaufgaben ausgewählt habe, die über ein verzweigtes überseeisches Filialnetz
verfügt hätten. Rechtlich schrieben die Begründungserwägungen der Verordnung
Nr. 2200/87 der Kommission nämlich vor, daß die "Warenkontrollen im Verschif­
fungshafen die Gewähr für die einwandfreie Abwicklung der Lieferung bieten
müßten. Sachlich könne es kein brauchbares Kriterium für die Eignung eines Bie­
ters zur Warenkontrolle abgeben, daß er über ein verzweigtes überseeisches Filial­
netz verfüge.

9 Mit Antrag nach Artikel 91 § 1 Verfahrensordnung hat die Kommission die Unzu­
lässigkeit der Klage gerügt und beantragt, über die Einrede zu entscheiden, ohne
auf die Begründetheit der Klage einzugehen. Die Klage sei eine Nichtigkeitsklage,
die verspätet erhoben und damit unzulässig sei.
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io In ihren Erklärungen zu dieser Einrede bringt die Klägerin vor, ihre Klage sei als
Untätigkeitsklage mit dem Ziel aufzufassen, daß festgestellt werde, daß die Kom­
mission es unterlassen habe, in rechtlich verbindlicher Form über die Ausschrei­
bungsbedingungen zu entscheiden. Es handle sich nicht um eine Nichtigkeitsklage.
Die Ablehnung der Kommission stelle keine Entscheidung nach Artikel 173 Absatz
2 EWG-Vertrag dar, weil sie auf einem rechtlich nicht haltbaren Kriterium beruhe
und jeder substantiierten Begründung ermangele.

n Die Kommission hat der Klägerin mit Schreiben vom 1. März 1990, wie festge­
stellt, unzweideutig und abschließend ihre Entscheidung mitgeteilt, sie nicht auszu­
wählen.

i2 Die Klägerin konnte diese Entscheidung mit ihren Rügen, insbesondere denjenigen
der Rechtswidrigkeit des von der Kommission herangezogenen Kriteriums, im
Rahmen einer fristgerechten Nichtigkeitsklage nach Artikel 173 EWG-Vertrag an­
fechten.

13 Im übrigen hatte die Klägerin spätestens am 4. Mai 1990 Kenntnis von der Ent­
scheidung, da sie an diesem Tag mehrere Einwände gegen das Ausschreibungsver­
fahren erhob.

H Das Schreiben der Kommission vom 2. Juli 1990 hat die Klagefrist nicht erneut
eröffnet, da es sich gegenüber der Entscheidung vom 1. März 1990 um eine rein
wiederholende Verfügung handelte.

is Falls die Klage somit mit der Kommission als Anfechtungsklage zu betrachten ist,
ist sie als unzulässig abzuweisen, weil sie nicht innerhalb der Zweimonatsfrist
des Artikels 173 Absatz 3 EWG-Vertrag zuzüglich der Entfernungsfristen nach
Anlage II zur Verfahrensordnung eingereicht wurde.
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i6 Stützt sich die Klage hingegen, wie die Klägerin meint, auf Artikel 175 EWG-Ver­
trag, so genügt die Feststellung, daß die Kommission eine die Klägerin betreffende
Entscheidung getroffen hat, so daß der Tatbestand dieses Artikels nicht erfüllt ist.

i7 Die Klage ist somit gemäß Artikel 92 § 1 Verfahrensordnung als unzulässig abzu­
weisen.

Kosten

is Nach Artikel 69 § 2 Verfahrensordnung trägt die unterliegende Partei die Kosten.
Da die Klägerin mit ihrem Vorbringen unterlegen ist, sind ihr die Kosten aufzuer­
legen.

Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF

beschlossen:

1) Die Klage wird als unzulässig abgewiesen.

2) Die Klägerin trägt die Kosten.

Luxemburg, den 9. Juli 1991.

Der Kanzler

J.-G. Giràud

Der Präsident

O. Due
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